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1. Instanz

Aktenzeichen S 2 U 104/96
Datum 22.01.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 U 112/98
Datum 12.10.2000

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤ges gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
22.01.1998 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Koste4n sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte verpflichtet ist, das WirbelsÃ¤ulenleiden des KlÃ¤gers
als Berufskrankheit (BK) anzuerkennen und zu entschÃ¤digen.

Der 1942 geborene KlÃ¤ger war ab 1960 bis 1976 im Reisegewerbe tÃ¤tig. Vom
15.02.1977 bis 19.05.1994 arbeitete er in der Firma R. , Berber-,
Maschinenteppiche, TeppichbÃ¶den (Ec) als Bodenleger. Dabei hatte er schwere
Teppiche, Teppich- und PVC-Rollen sowie MÃ¶belstÃ¼cke zu tragen und in
knieender und gebÃ¼ckter KÃ¶rperhaltung zu arbeiten. Am 20.07.1994 erfolgte die
Anzeige Ã¼ber eine Berufskrankheit durch die Ehefrau des KlÃ¤gers in deren
Eigenschaft als Arbeitgeberin.

Zur AufklÃ¤rung des Sachverhalts zog die Beklagte Berichte des Internisten Dr.M.R.
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(E.) vom 05.08.1994, des OrthopÃ¤den Dr.H.K. (E.) vom 25.08.1994 und des
Radiologen Dr.Th.F. (E.) vom 27.05.1994, einen Krankenlistenauszug der
C.-Krankenversicherung K. vom 30.08.1994, eine Auskunft des Technischen
Aufsichtsdienstes (TAD) vom 24.11.1994/12.04.1995 und eine Stellungnahme der
GewerbeÃ¤rztin Dr.S. , Gewerbeaufsichtsamt N. â�� GewerbeÃ¤rztlicher Dienst â��
vom 08.03.1995 bei und holte ein Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.R.C. (W.) vom
11.09.1995 ein. Dieser fÃ¼hrte aus, die beruflichen Belastungen lieÃ�en keinesfalls
ein exzessives AusmaÃ� erkennen und die degenerativen VerÃ¤nderungen an Hals-,
Lenden- und BrustwirbelsÃ¤ule (HWS, LWS, BWS) seien beim KlÃ¤ger iS einer
polysegmentalen Verteilung annÃ¤hernd gleich ausgeprÃ¤gt. Damit wÃ¼rden
diejenigen Faktoren Ã¼berwiegen, die gegen eine berufliche Ursachenkomponente
sprÃ¤chen. Die GewerbeÃ¤rztin Dr.S. erklÃ¤rte sich mit dem oa Gutachten am
06.10.1995 einverstanden.

Mit Bescheid vom 26.10.1995 lehnte die Beklagte die Anerkennung des
WirbelsÃ¤ulenleidens des KlÃ¤gers als BK ab. Zwar lÃ¤gen die arbeitstechnischen
Voraussetzungen vor, medizinisch sei jedoch kein ursÃ¤chlicher Zusammenhang
zwischen der TÃ¤tigkeit als Bodenleger und der WirbelsÃ¤ulenerkrankung gegeben.
Den Widerspruch des KlÃ¤gers wies die Beklagte nach vorheriger AnhÃ¶rung des
OrthopÃ¤den Dr.W.K. , M. , der sich in seiner Stellungnahme nach Aktenlage vom
08.02.1996 der Auffassung des Dr.C. anschloss, durch Widerspruchsbescheid vom
27.03.1996 mit der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, degenerative VerÃ¤nderungen lÃ¤gen
als anlagebedingte Faktoren an der gesamten WirbelsÃ¤ule vor.

Gegen diese Bescheide hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG)
erhoben und beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom
26.10.1995 idG des Widerspruchsbescheides vom 27.03.1996 zu verurteilen, die
Beschwerden im Bereich der LWS als BK nach Nr 2108 der Anl 1 zur
Berufskrankheitenverordnung (BKVO) anzuerkennen und Rente zu gewÃ¤hren.
Nach Beiziehung der einschlÃ¤gigen RÃ¶ntgenaufnahmen hat das SG Gutachten
des OrthopÃ¤den Dr.M.S. (F.) vom 04.12.1996/02.04.1997/ 15.06.1997 mit
ergÃ¤nzender Stellungnahme des Dr.C. vom 20.01.1997 und gemÃ¤Ã� Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz (SGG) des OrthopÃ¤den Dr.A.K. (E.) vom 17.11.1997 eingeholt.
Dr.S. hat zunÃ¤chst im Gutachten vom 04.12.1996 trotz anlagebedingten
VerschleiÃ�es an der HWS und BWS auf eine berufsbedingte Erkrankung der LWS
geschlossen, damit einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen LWS-Erkrankung
und der TÃ¤tigkeit als Bodenleger gesehen und die MdE mit 20 vH bewertet. In
seinen ergÃ¤nzenden Stellungnahmen hat er dann jedoch eine schicksalshafte
Erkrankung angenommen. Dr.C. hat an seiner bisherigen Auffassung, insbesondere
dem Argument der polysegmentalen Verteilung der degenerativen
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen, festgehalten. Dr.K. hat ausgefÃ¼hrt, die
VerÃ¤nderungen an der BWS seien deutlich geringer ausgeprÃ¤gt als an der HWS
und LWS. Infolge dessen kÃ¶nne man nicht von einem schicksalshaften
degenerativen Prozess ausgehen. Die VerÃ¤nderungen an der LWS seien daher als
BK aufzufassen und mit einer MdE von 20 vH seit 18.05.1994 (Einstellung der
Arbeit) zu bewerten.

Mit Urteil vom 22.01.1998 hat das SG die Klage abgewiesen. In den
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EntscheidungsgrÃ¼nden hat es ausgefÃ¼hrt, der beim KlÃ¤ger vorliegende
VerschleiÃ� an allen WirbelsÃ¤ulenabschnitten sowie die arthrotischen
VerÃ¤nderungen an den groÃ�en Gelenken verbÃ¶ten es, VerÃ¤nderungen an der
LWS als berufsbedingt anzusehen.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt, auf seine bisherige
BegrÃ¼ndung und auf die AusfÃ¼hrungen des Dr.K. Bezug genommen. Dr.K. habe
festgestellt, dass der VerschleiÃ� an der LWS hÃ¶her sei als an den Ã¼brigen
Abschnitten der WirbelsÃ¤ule. Damit habe die TÃ¤tigkeit als Bodenleger den
Schaden im Bereich der LWS wesentlich verursacht.

Der Senat hat nach Beiziehung der einschlÃ¤gigen RÃ¶ntgen- und CT-Aufnahmen
Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.M.M. (N.) vom 10.11.1998, nach Aktenlage des
OrthopÃ¤den Dr.V.F. (M.) vom 23.08.1999 und gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG des
OrthopÃ¤den Dr.J.R. (E.) vom 12.06.1999 eingeholt. Dr.M. hat die deutlichen
VerÃ¤nderungen an der BWS fÃ¼r weniger aussagekrÃ¤ftig gehalten, da die BWS
durch den RippenkÃ¤fig stabilisiert werde und somit eine AnfÃ¤lligkeit fÃ¼r
BandscheibenverÃ¤nderungen nicht wie an den Ã¼brigen
WirbelsÃ¤ulenabschnitten bestehe. Wegen des Fehlens harter gutachterlicher
Fakten sei die Anerkennung der Erkrankung der LWS als BK nicht mÃ¶glich. Dr.R.
hat hingegen ausgefÃ¼hrt, es bestÃ¼nden beim KlÃ¤ger
Abnutzungserscheinungen an allen Segmenten der LWS, die sich in vergleichbarem
AusmaÃ� an der BWS nicht nachweisen lieÃ�en. Betroffen sei auch die HWS. Damit
seien die VerÃ¤nderungen an der LWS mit Wahrscheinlichkeit iS der
Verschlimmerung durch die berufliche TÃ¤tigkeit verursacht. Die MdE bewertete er
mit 10 vH. Dr.F. hat die Auffassung vertreten, die entscheidenden
WirbelsÃ¤ulenabschnitte im HWS- und LWS-Bereich seien annÃ¤hernd gleichartig
verÃ¤ndert, obwohl die HWS keinen beruflichen Expositionen ausgesetzt gewesen
sei. Das Verteilungsmuster der BandscheibenschÃ¤den spreche fÃ¼r eine
endogene Verursachung, ebenso die VerschleiÃ�erscheinungen an zahlreichen
weiteren Gelenken, eine Fettleber und eine HypercholesterinÃ¤mie. Auch sei der
zeitliche Zusammenhang zwischen Beginn der Berufsbelastung und
Erstmanifestation des Beschwerdebildes nicht gesichert. Der KlÃ¤ger hat
ergÃ¤nzend vorgelegt Atteste des Dr.M.J.R. (E.) vom 23.09.1999/02.05.2000 und im
Hinblick auf die lediglich nach Aktenlage erfolgte Begutachtung durch Dr.F.
beantragt, Prof. Dr.R.F. im Wege einer Nachbegutachtung zu hÃ¶ren. Der Senat hat
noch beigezogen ua einen Befundbericht der Prof. Dr.M.K. , Leiterin der Poliklinik
der Neurochirurgischen Klinik der UniversitÃ¤t E. vom 14.04.2000 mit
Behandlungsberichten dieser Klinik vom 11.04.2000/ 18.02.1988.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 22.01.1998
sowie den Bescheid der Beklagten vom 26.10.1995 idF des Widerspruchsbescheides
vom 27.03.1996 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, eine BK nach Â§ 551
Abs 1 Nr 1 Reichsversicherungsordnung (RVO) iVm Nr 2108 der Anl 1 zur BKVO
anzuerkennen und entschÃ¤digen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des
Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 22.01.1998 zurÃ¼ckzuweisen.
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Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten sowie der Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151 SGG), in der Sache
jedoch unbegrÃ¼ndet.

Das SG hat zutreffend angenommen, dass bei dem KlÃ¤ger keine Berufskrankheit
vorliegt, weil die in Nr 2108 der Anl 1 zur BKV bezeichneten Voraussetzungen nicht
erfÃ¼llt sind.

Der Anspruch des KlÃ¤gers ist noch nach den Vorschriften der RVO zu beurteilen,
da eine etwaige Berufskrankheit jedenfalls vor dem Inkrafttreten des Siebten
Buches des Sozialgesetzbuches (SGB VII) am 01.01.1997 eingetreten wÃ¤re (Art 36
des Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes, Â§ 212 SGB VII).

Nach Â§ 551 Abs 1 RVO gilt als Arbeitsunfall auch eine BK. BKen sind Krankheiten,
welche die Bundesregierung durch Rechtsverordnung bezeichnet und die sich ein
Versicherter bei einer versicherten TÃ¤tigkeit zugezogen hat. Nach Nr 2108 der Anl
1 zur BKVO gelten als BK bandscheibenbedingte Erkrankungen der LWS, die durch
langjÃ¤hriges Heben und Tragen schwerer Lasten oder durch langjÃ¤hrige
TÃ¤tigkeiten in extremer Rumpfbeugehaltung hervorgerufen werden und zur
Unterlassung aller TÃ¤tigkeiten gezwungen haben, die fÃ¼r die Entstehung, die
Verschlimmerung oder das Wiederaufleben der Krankheit ursÃ¤chlich waren oder
sein kÃ¶nnen. Die Feststellung der vorgenannten BK setzt also voraus, dass zum
einen die arbeitstechnischen Voraussetzungen der BK erfÃ¼llt sind, zum anderen
das typische Krankheitsbild dieser BK vorliegt und dieses iS der unfallrechtlichen
KausalitÃ¤tslehre mit Wahrscheinlichkeit auf die wirbelsÃ¤ulenbelastende
berufliche TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist (vgl Ricke, Kasseler Kommentar, Â§ 9
SGB VII RdNr 11; Brackmann/Krasney, Handbuch der Sozialversicherung, Bd 3 â��
Stand 1997 â�� Â§ 9 SGB VII RdNr 21 ff).

Nach Auffassung des Senats kann es dahingestellt bleiben, ob die
arbeitstechnischen Voraussetzungen fÃ¼r das Vorliegen einer BK nach Nr 2108 der
Anl 1 zur BKV vorliegen (bejahend der Technische Aufsichtsdienst der Beklagten in
der Stellungnahme vom 12.04.1995 und die Beklagte in den angefochtenen
Bescheiden und in der Stellungnahme vom 14.05.1998; verneinend die Beklagte
jedoch im weiteren Verlauf des Berufungsverfahrens (Stellungnahmen vom
24.11.1998/24.06.1999).

Bei dem KlÃ¤ger sind nÃ¤mlich die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r das
Vorliegen der BK nicht erfÃ¼llt. Zwar ist eine bandscheibenbedingte Erkrankung der
LWS gegeben. Der KlÃ¤ger leidet nach den AusfÃ¼hrungen sÃ¤mtlicher gehÃ¶rter
SachverstÃ¤ndiger an einer ausgeprÃ¤gten Spondylosis deformans der LWS mit
BandscheibenvorwÃ¶lbungen und Kompressionserscheinungen an den
Nervenwurzeln und â�� nachgewiesen seit Juli 1999 â�� an einem ausgeprÃ¤gten
Bandscheibenvorfall LWK 4/5 und geringer LWK 5/S1. Auch musste der KlÃ¤ger
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wegen der Erkrankung der LWS seine BerufstÃ¤tigkeit aufgeben.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme scheitert aber ein Anspruch des KlÃ¤gers
auf Anerkennung und EntschÃ¤digung einer Krankheit der LWS als BK daran, dass
der ursÃ¤chliche Zusammenhang zwischen der behaupteten
wirbelsÃ¤ulenbelastenden TÃ¤tigkeit und einer bandscheibenbedingten Erkrankung
nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit bejaht werden kann. Eine
Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs liegt vor, wenn beim
vernÃ¼nftigen AbwÃ¤gen aller UmstÃ¤nde die auf die berufliche Verursachung
deutenden Faktoren so stark Ã¼berwiegen, dass darauf die Entscheidung
gestÃ¼tzt werden kann. Eine MÃ¶glichkeit verdichtet sich dann zur
Wahrscheinlichkeit, wenn nach der geltenden Ã¤rztlich-wissenschaftlichen
Lehrmeinung mehr fÃ¼r als gegen einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang spricht und
ernste Zweifel hinsichtlich einer anderen Verursachung ausscheiden (Bereiter-
Hahn/Schieke/Mehrtens, Unfallversicherung, Â§ 9 SGB II Anm 10.1 mwN). Die fÃ¼r
den Kausalzusammenhang sprechenden UmstÃ¤nde mÃ¼ssen die gegenteiligen
dabei deutlich Ã¼berwiegen. Nach den derzeitigen medizinisch-wissenschaftlichen
Erkenntnissen sind ua folgende Voraussetzungen fÃ¼r eine beruflich bedingte
Verursachung der BandscheibenschÃ¤den zu erfÃ¼llen: Ein belastungstypisches
Schadensbild mit von unten nach oben abnehmenden SchÃ¤den, ein Auftreten der
Beschwerden nach einer beruflichen Belastung von mehr als 10 Jahren sowie eine
plausible zeitliche Korrelation der Entwicklung des Schadensbildes mit den
gesicherten beruflichen Belastungen und ein altersvorauseilender VerschleiÃ�.

Im Falle des KlÃ¤gers sprechen verschiedene Gesichtspunkte fÃ¼r, manche gegen
einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen der belastenden beruflichen
TÃ¤tigkeit und der Erkrankung. Bei AbwÃ¤gung der von den SachverstÃ¤ndigen
herausgearbeiteten UmstÃ¤nde gelangt der Senat zu der Ã�berzeugung, dass den
gegen einen Zusammenhang sprechenden UmstÃ¤nden ein deutliches
Ã�bergewicht zukommt.

Zwar liegt nach den AusfÃ¼hrungen aller gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen beim
KlÃ¤ger ein belastungstypisches polysegmentales Schadensbild vor, nÃ¤mlich eine
altersvorauseilende mehrsegmentale SchÃ¤digung der LWS, hinsichtlich der
QuantitÃ¤t von oben nach unten zunehmend (vgl hierzu Urteil des
Landessozialgerichts Rheinland/Pfalz vom 26.02.1996 â�� L 7 U 190/95). Es sind
nahezu sÃ¤mtliche Bewegungssegmente der LWS von Chondrosen und
BandscheibenvorwÃ¶lbungen (Protrusionen) befallen. Die stÃ¤rksten
VerschleiÃ�erscheinungen sind im letzten LWS-Segment vorhanden, nach oben
abnehmend. Jedoch besteht zwischen der Entwicklung des Schadensbildes wie auch
dem erstmaligen Auftreten der Symptomatik und der weiteren Entwicklung im
Vergleich zur beruflichen Belastung kein adÃ¤quater zeitlicher Zusammenhang. So
klagte der KlÃ¤ger schon seit 1982/83 â�� also bereits nach 5- bis 6-jÃ¤hriger
TÃ¤tigkeit als Bodenleger â�� beim Heben von schweren Rollen Ã¼ber stechende
Schmerzen im Kreuz und im Bereich der HWS. Nach der Anamneseerhebung durch
die Neurologische UniversitÃ¤tsklinik E. , wie sie in den Berichten des Direktors
dieser Klinik, Prof. Dr.R.F. und der OberÃ¤rztin Prof. Dr.M.K. vom
18.02.1988/11.04.2000 zum Ausdruck kommt, bestanden bereits 1982/83
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Schmerzen im Bereich der gesamten WirbelsÃ¤ule, insbesondere im HWS- und LWS-
Bereich. Letztere strahlten in den Unterbauch aus, was auf eine bereits damals
eingetretene Nervenbeteiligung schlieÃ�en lÃ¤sst
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 6.Aufl S 510).
Damit sind die Beschwerden wesentlich frÃ¼her als in der im Merkblatt fÃ¼r die
Ã¤rztliche Untersuchung (Bekanntmachung des BMA, Bundesarbeitsblatt 3/93 S 50,
Mehrtens/Perlebach, Die Berufskrankheitenverordnung M 2108 S 8)
vorausgesetzten 10-jÃ¤hrigen beruflichen Belastung aufgetreten. Die
Erstmanifestation des Bandscheibenschadens deutlich vor Ablauf des 10-Jahres-
Zeitraums spricht gegen eine rechtlich wesentliche Verursachung des Erstschadens
durch die beruflichen Einwirkungen (SchÃ¶nberger aaO S 539), zumal von einer
"sehr intensiven Belastung" iS des OA-Merkblatts, bei der man an eine VerkÃ¼rzung
des 10-Jahres-Zeitraums denken kÃ¶nnte, angesichts des umstrittenen Vorliegens
der arbeitstechnischen Voraussetzungen nicht die Rede sein kann.

FÃ¼r die UrsÃ¤chlichkeit anlagebedingter Faktoren sprechen ferner das
generalisierte Auftreten von Randspornbildungen an der gesamten WirbelsÃ¤ule
des KlÃ¤gers sowie die annÃ¤hernd gleichartigen degenerativen VerÃ¤nderungen
an LWS und HWS, obwohl die HWS nach den Feststellungen des TAD keinen
beruflichen Expositionen ausgesetzt gewesen ist. GefÃ¶rdert wurde der
VerschleiÃ�prozess in den beiden letzten Segmenten der LWS zusÃ¤tzlich durch
eine tiefsitzende seitliche Verbiegung, worauf Dr.F. zu Recht hinweist. Der geringer
ausgeprÃ¤gte Befall der BWS ist kein Indiz fÃ¼r eine berufsbedingte Verursachung
des VerschleiÃ�prozesses. Wie die SachverstÃ¤ndigen Dr.M. und Dr.F.
Ã¼berzeugend darlegten, ist die BWS durch den RippenkÃ¤fig stabilisiert und somit
fÃ¼r BandscheibenverÃ¤nderungen weniger anfÃ¤llig als die Ã¼brigen
WirbelsÃ¤ulenabschnitte.

Gegen einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang sprechen auch verschiedene
prÃ¤disponierende Faktoren. Hierzu gehÃ¶ren auch die von Dr.R. dargestellten
VerschleiÃ�erscheinungen an zahlreichen weiteren Gelenken (HÃ¼ftgelenke, linke
Schulter, linkes Ellenbogengelenk, linkes Daumensattelgelenk, Chondropathia
patellae beidseits und eine vom Internisten Dr.R. im Befundbericht vom 05.08.1994
erwÃ¤hnte FettstoffwechselstÃ¶rung (HypercholesterinÃ¤mie). Dr.F. weist darauf
hin, dass die FettstoffwechselstÃ¶rung als eine der Ursachen zur Entwicklung von
BandscheibenschÃ¤den gilt (vgl B.M.Hax, Fortschreibung der Beurteilungskriterien
zur BK 2108 aus Ã¤rztlicher Sicht, Gutachtenskolloquium 13, herausgegeben von
G.Hierholzer, G.Kunze, D.Peters, Springer-Verlag 1998). Auch der gemÃ¤Ã� Â§ 109
SGG gehÃ¶rte SachverstÃ¤ndige Dr.R. hat berufsunabhÃ¤ngig entstandene
degenerative WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen beim KlÃ¤ger angenommen, da er von
einer beruflich bedingten Verschlimmerung vorhandener GesundheitsstÃ¶rungen
ausgegangen ist.

Allerdings vermochte der Senat den Gutachten des Dr.R. nicht zu folgen. Dieser
bagatellisiert die degenerativen VerÃ¤nderungen an der HWS und bezieht sie in
seine KausalitÃ¤tsÃ¼berlegungen nicht ein. Auch diskutiert er nicht, warum die
BWS generell zu weniger VerschleiÃ�erscheinungen neigt als die LWS und er
unterlÃ¤sst die Auseinandersetzung mit konkurrierenden
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VerursachungsmÃ¶glichkeiten fÃ¼r die BandscheibenschÃ¤den. Dies gilt auch fÃ¼r
das Gutachten des Dr.K. , der das Fehlen gleichartig degenerativer VerÃ¤nderungen
an der BWS als Beleg fÃ¼r einen ungleichmÃ¤Ã�igen Befall der WirbelsÃ¤ule wertet
und daraus irrig auf eine berufliche Verursachung der VerschleiÃ�erscheinungen an
HWS und LWS schlieÃ�t. Dabei Ã¼bersieht er die generell reduzierte AnfÃ¤lligkeit
der BWS fÃ¼r degenerative VerÃ¤nderungen, worauf auch Dr.M. hingewiesen hat.

Insgesamt gelangt der Senat in WÃ¼rdigung der AusfÃ¼hrungen der
SachverstÃ¤ndigen Dr.F. , Dr.M. und Dr.C. , dessen im Verwaltungsverfahren
erstattetes Gutachten im anhÃ¤ngigen Rechtsstreit verwendet werden kann (BSG in
SozR Nr 66 zu Â§ 128 SGG) zu der Ã�berzeugung, dass die LWS-Erkrankung des
KlÃ¤gers nicht mit Wahrscheinlichkeit auf die beruflichen Belastungen wesentlich
ursÃ¤chlich iS der in der gesetzlichen Unfallversicherung herrschenden Kausallehre
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kann.

Dem Antrag des KlÃ¤gers, Prof. Dr.F. im Anschluss an das Aktenlagegutachten des
Dr.F. im Wege einer "Nachbegutachtung" zu hÃ¶ren, musste der Senat nicht
stattgeben. Angesichts der Begutachtungen mit persÃ¶nlicher Untersuchung des
KlÃ¤gers durch die SachverstÃ¤ndigen Dr.C. , Dr.K. , Dr.M. und Dr.R. und der
zahlreichen beigezogenen Ã¤rztlichen Befunde war eine Aktenlagebegutachtung
durch Dr.F. ausreichend. Eine Nachbegutachtung war auch nicht wegen der seit Juli
1999 nachgewiesenen BandscheibenvorfÃ¤lle LWK 4/5 und LWK 5/S 1 erforderlich,
da sich dadurch Auswirkungen auf die rechtliche Beurteilung nicht ergeben.

Damit war das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 22.01.1998 nicht zu
beanstanden und die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 12.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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